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Digitale Führung von Raumordnungsverfahren mit 

der Aufsichtsbehörde und Kundmachung von 

Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen im 

Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

 

Das nachfolgende Dokument betrifft die digitale Führung von Raumordnungsverfahren mit der 

Aufsichtsbehörde sowie die Kundmachung von Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen im 

Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS). Aufgrund der erheblichen Bedeutung dieser 

Verordnungen und ihrer enormen Auswirkungen – insbesondere auch bei Fehlern – auf die 

Normunterworfenen sowie die Gemeinden selbst, ist hierbei eine präzise Arbeitsweise 

unerlässlich.  

 

 

Bitte lesen Sie das folgende Schreiben daher aufmerksam durch, bewahren Sie es auf und 

leiten Sie es an alle hiervon betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter weiter! 

 

 

Das Oö. Gemeinde-Kundmachungsreformgesetz sieht seit 1. Juli 2025 vor, dass alle 

oberösterreichischen Gemeinden ihre Verordnungen künftig nicht mehr auf der (physischen oder 

digitalen) Amtstafel veröffentlichen, sondern durch Freigabe eines (elektronisch signierten) 

Verordnungsblattes der Gemeinde samt ebenfalls elektronisch signierten Beilagen in der RIS-

Anwendung „Gemeinderecht authentisch“ kundmachen. Für Flächenwidmungspläne, 

Bebauungspläne und deren Änderungen wurde eine Übergangsfrist festgelegt, sodass diese ab 

dem 1. Jänner 2026 verbindlich im RIS kundgemacht werden müssen, wenn der endgültige 

Beschluss des Planes durch den Gemeinderat nach diesem Termin gefasst wurde. Ab diesem 

Zeitpunkt stellt ausschließlich das im RIS kundgemachte .pdf-Dokument den rechtswirksamen 

Flächenwidmungs- bzw. Bebauungsplan dar. Analogen Vervielfältigungen von im RIS 

kundgemachten Plänen kommt keine verbindliche Wirkung zu. 

www.land-oberoesterreich.gv.at 
 
 

Geschäftszeichen: 
RO-2025-240077/3-Le  

 
Bearbeiter/-in: Mag. Bernhard Leeb  

Tel: 0732 7720-12453 
Fax: 0732 7720-212789 

E-Mail: ro.post@ooe.gv.at  
 

 
Linz, 03.11.2025 

 
 

Amt der Oö. Landesregierung 
Direktion für Landesplanung, wirtschaftliche und ländliche Entwicklung 
Abteilung Raumordnung 
4021 Linz  •  Bahnhofplatz 1 
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1. Umstellung auf eine digitale Aktenübermittlung 

 

Um eine volldigitale Verfahrensführung gewährleisten zu können und die fehlerfreie Kundmachung 

der Pläne als .pdf-Dokumente sicherzustellen, wurde von der Abteilung Raumordnung eine 

Plattform zur digitalen Übermittlung der Verfahrensakten für die gesamte Kommunikation mit der 

Aufsichtsbehörde in sämtlichen Verfahrensschritten (Vor- bzw. Stellungnahmeverfahren, 

Genehmigungsverfahren, Mitteilung von Versagungsgründen und Verordnungsprüfungen) 

eingerichtet. Nur die Verwendung dieser Plattform kann eine fehlerfreie und einfache digitale 

Aktenübermittlung ohne zeitlichen Verzug bestmöglich gewährleisten.  

 

Die Plattform wurde bewusst möglichst schlicht gehalten und erfordert – mit Ausnahme der ID 

Austria zur abschließenden persönlichen Identifikation der Bearbeiterin bzw. des 

Bearbeiters – keine besonderen technischen Voraussetzungen. Zahlreiche Felder wurden mit 

Erklärungen, welche durch ein grünes „i“ gekennzeichnet sind, versehen. Nach Auswahl der 

Verfahrensart sind mehrere Felder durch die Gemeinde richtig und wahrheitsgemäß zu befüllen, 

die erforderlichen Dokumente hochzuladen und abschließend auf Vollständigkeit zu überprüfen.  

 

Es wird zwischen Pflichtfeldern (gekennzeichnet mit *), die jedenfalls eine Aktion erfordern und 

sonstigen Feldern, welche im Bedarfsfall verwendet werden können, unterschieden. Am Ende des 

Vorgangs erhalten Sie auf Wunsch eine Bestätigung über die erfolgreiche Aktenübermittlung.  

 

Die vollständige und richtige Aktenvorlage sowie die Auswahl der korrekten Verfahrensart obliegen 

Ihnen als Planungsbehörde. Eine unvollständige, mangelhafte oder falsch zugeordnete 

Aktenvorlage kann zu erheblichen Verfahrensverzögerungen führen. Eine gesonderte Vorlage in 

analoger Form (zB mehrfache Papierpläne) an die Abteilung Raumordnung ist, ebenso wie eine 

Nachreichung von Unterlagen, nicht länger vorgesehen. Nochmals betont wird, dass die Plattform 

nichts an den einzelnen erforderlichen Verfahrensschritten und Dokumenten ändert, sie dient bloß 

der digitalen Aktenübermittlung. 

 

In Hinblick auf die Beschaffenheit der zu übermittelnden Unterlagen ersuchen wir Sie eingehend, 

nach Möglichkeit die Dokumente im digitalen Original (keine Scans) hochzuladen und bei der 

Vergabe der Dateinamen auf eine möglichst knappe, klare und aussagekräftige Benennung zu 

achten. 

 

Die Nutzung dieser Plattform ist ab sofort für alle Verfahren, deren Genehmigungsbeschluss nicht 

mehr im Jahr 2025 erfolgen wird, möglich und sinnvoll. Für Verfahren, die nach den bisherigen 

Bestimmungen bis Ende des Jahres 2025 im Gemeinderat beschlossen werden (endgültiger 

Beschluss des Planes durch den Gemeinderat), ist unverändert eine analoge Übermittlung des 

gesamten Verfahrensaktes inklusive Papierpläne zwingend, da ansonsten eine 

aufsichtsbehördliche Genehmigung und anschließende Kundmachung nicht erfolgen kann.  

 

Zeitgleich wird die bisher zur digitalen Aktenübermittlung im Vorverfahren verwendete Schnittstelle 

(„AVL“ – elektronische Aktenvorlage) für die Raumordnung eingestellt. Es ist nicht mehr möglich, 

auf diesem Weg Unterlagen an die Abteilung Raumordnung zu übermitteln. 

 

Für Fragen bei der Verwendung dieser Plattform steht Ihnen Ihr jeweiliger Ansprechpartner 

(Gebietsleiter) in der örtlichen Raumordnung jederzeit gerne zur Verfügung. Bitte zögern Sie 

nicht sich bereits im Vorfeld direkt an uns zu wenden.  
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Im Zuge unserer Digitalisierungsbestrebungen werden die Erledigungen in diesen Verfahren 

vorrangig per Mail an die auf der Internetseite der Gemeinde bekanntgegebene Adresse 

übermittelt. 

 

 

Diese Plattform ist nur für Gemeinden mittels Link im Oö. GemNet verfügbar. 

 

 

2. Geänderte Anforderungen an im RIS kundgemachte Pläne 

 

Da die digitale Kundmachung auch Auswirkungen auf die Form und das Aussehen der Pläne 

haben wird, wurde Ihre Ortsplanerin bzw. Ihr Ortsplaner über diese Neuerungen bereits informiert. 

Selbstverständlich finden Sie die neuen Vorgaben auch im RIS bei den Neufassungen der 

Planzeichenverordnungen für Flächenwidmungspläne sowie Bebauungspläne.  

 

Für Sie als Gemeinde ist von Bedeutung, dass das Befüllen eines Deckblatts künftig vollständig 

entfällt. Wie aus den anderen im RIS von den Gemeinden bereits vorgenommenen 

Kundmachungen bekannt, ist es von nun an jedoch zwingend erforderlich, die Pläne spätestens im 

Genehmigungsverfahren vor Übermittlung an die Abteilung Raumordnung mit einer digitalen 

Amtssignatur der Gemeinde zu versehen. Diese ist im hierfür vorgesehenen Signaturbereich im 

.pdf-Dokument bzw. den .pdf-Dokumenten aufzubringen. 

 

Zudem ist auch für Flächenwidmungs- und Bebauungspläne ein eigenständiger Verordnungstext 

im Zuge der RIS-Kundmachung zu erstellen. Um den hierdurch entstehenden Aufwand für Sie zu 

minimieren, werden Ihnen dazu für alle Verfahrenstypen geprüfte Musterverordnungen beiliegend 

zur Verfügung gestellt, die von Ihnen lediglich geringfügig (Gemeindename, Änderungsnummer, 

etc.) angepasst werden müssen. Sie finden diese Musterverordnungen und das vorliegende 

Schreiben künftig auch im Oö. GemNet auf der Seite der Abteilung Raumordnung unter 

„weiterführende Informationen“. Bitte verwenden Sie diese und nehmen Sie von unnötigen 

Änderungen, insbesondere betreffend das äußere Erscheinungsbild Abstand! 

 

Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass eine nicht gesetzeskonforme Kundmachung im RIS die 

Aufhebung der Verordnung zur Folge haben kann. Diesfalls ist das gesamte 

Raumordnungsverfahren vom ersten Verfahrensschritt an neu durchzuführen.  

 

 

Für Fragen betreffend die digitale Führung des Raumordnungsverfahrens steht Ihnen die Abteilung 

Raumordnung gerne zur Verfügung. Betreffend die Kundmachung von Verordnungen im RIS 

selbst wenden Sie sich bitte an die Direktion für Inneres und Kommunales (siehe auch bereits das 

Rundschreiben vom 25. Juli 2025, IKD-2021-57236/232-Has). 

 

Wir sind überzeugt, dass die digitale Verfahrensführung und Kundmachung positive 

Weiterentwicklungen sowohl für die Gemeinden als auch für die Bürgerinnen und Bürger darstellen 

und freuen uns darauf, diesen Schritt gemeinsam erfolgreich umzusetzen. 

 

Freundliche Grüße, 

 

Dipl.-Ing. Thomas Rockenschaub 
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Hinweise: 
Dieses Dokument wurde amtssigniert. Informationen zur Prüfung des elektronischen Siegels und des Ausdrucks finden Sie unter: 
https://www.land-oberoesterreich.gv.at/amtssignatur 
Informationen zum Datenschutz finden Sie unter: https://www.land-oberoesterreich.gv.at/datenschutz 
Wenn Sie mit uns schriftlich in Verbindung treten wollen, führen Sie bitte das Geschäftszeichen dieses Schreibens an.

 


